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Im Überstundenvergütungsprozess trägt der Arbeitnehmer 
die Darlegungs- und Beweislast für geleistete Überstun-
den. Dies hat das Bundesarbeitsgericht mit seinem kürz-
lich erlassenen Urteil bestätigt (vgl. Pressemitteilung BAG 
4. Mai 2022 – 5 AZR 359/21). Dabei stellte das Bundesar-
beitsgericht klar, dass sich aus der jüngeren Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs zur Arbeitszeiter-
fassung keine Abweichung von dieser Darlegungs- und 
Beweislastverteilung ergibt. 
 
Das Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
 
In dem der Entscheidung zugrundeliegenden Fall doku-
mentierte der Arbeitnehmer seine tägliche Arbeitszeit mit-
tels eines technischen Zeiterfassungssystems. Dieses 
System erfasste lediglich Anfangs- und Endzeiten, nicht je-
doch die Pausen. Nach der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses verlangte der Arbeitnehmer eine Überstunden-
vergütung in Höhe von 5.222,67 € brutto, da er die 
gesamte aufgezeichnete Zeit ohne Pausen durchgearbei-
tet habe. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat die Klage ebenso wie das 
Landesarbeitsgericht abgewiesen und bestätigt, dass die 
Darlegungs- und Beweislast im Überstundenvergütungs-
prozess dem Arbeitnehmer obliegt. Demnach hat der Ar-
beitnehmer dazulegen, dass er Überstunden geleistet so-
wie der Arbeitgeber diese Überstunden ausdrücklich oder 
konkludent angeordnet, geduldet oder nachträglich gebil-
ligt hat. Dabei stellte das Bundesarbeitsgericht klar, dass 
eine positive Kenntnis des Arbeitsgebers als Vorausset-
zung für eine arbeitgeberseitige Veranlassung der Über-
stunden nicht dadurch entbehrlich werde, dass sich der Ar-
beitgeber die positive Kenntnis durch eine unions- 
 
 
 
 

 
 
rechtkonforme Arbeitszeiterfassung hätte verschaffen kön-
nen. Die unionsrechtliche Verpflichtung zur Arbeitszeiter-
fassung diene vielmehr ausschließlich dem Schutz der Si-
cherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer und könne 
daher nicht bei Überstundenvergütungsfragen bemüht 
werden. Ein Eingriff in die nach nationalem Recht entwi-
ckelten Grundsätze über die Verteilung der Darlegungs-  
und Beweislast entspreche nicht dem Zweck der unions-
rechtlichen Vorgaben. 
 
Praxisrelevanz der Entscheidung 
 
Obgleich die konkreten nationalen Auswirkungen der Ar-
beitszeiterfassungsentscheidung des Europäischen Ge-
richtshofs aus dem Jahr 2019 (vgl. EuGH 14.5.2019 – C-
55/18 – Newsletter 2/2019) noch unklar sind - der Europä-
ische Gerichtshof verpflichtete die Mitgliedstaaten, Arbeit-
geber zur Einführung eines objektiven, verlässlichen und 
zugänglichen Arbeitszeiterfassungssystems anzuhalten – 
und eine Umsetzung durch den deutschen Gesetzgeber 
bislang noch aussteht, verschafft die Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts zumindest betreffend Überstunden-
vergütungsprozessen ein Stück Rechtssicherheit. Auch 
wenn es also dabei bleibt, dass Arbeitnehmer im Überstun-
denvergütungsprozess darlegungs- und beweisbelastet 
sind, dürfte sich ggfs. ein kritischer Blick auf die Arbeits-
vertragsgestaltung lohnen, um Überstundenvergütungs-
prozesse bereits im Vorfeld zu vermeiden. Zu denken ist 
hierbei an Pauschalabgeltungsklauseln, wobei laut Bun-
desarbeitsgericht der Umfang der bereits mit dem regulä-
ren Gehalt pauschal abgegoltenen Überstunden zu be-
grenzen ist (es wird eine Grenze von 10 % der 
regelmäßigen Arbeitszeit diskutiert, sofern das Einkom-
men unter der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzli-
chen Rentenversicherung (2022 West: 84.600 €) liegt). 
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Pia Pracht 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=214043&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=214043&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://www.goerg.de/de/aktuelles/veroeffentlichungen/10-07-2019/newsletter-arbeitsrecht-02-2019
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Hinweis  
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren 
gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorin Pia Pracht unter +49 221 33660-524 oder ppracht@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf 
unserer Homepage www.goerg.de. 
 
Unsere Standorte  
GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
BERLIN  
Kantstraße 164, 10623 Berlin 
Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0  
 
FRANKFURT AM MAIN  
Ulmenstraße 30, 60325 Frankfurt am Main 
Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27 
 
HAMBURG 
Alter Wall 20 – 22, 20457 Hamburg 
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99 
  

KÖLN  
Kennedyplatz 2, 50679 Köln  
Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80 
 
MÜNCHEN  
Prinzregentenstraße 22, 80538 München   
Tel. +49 89 3090667-0, Fax +49 89 3090667-90 
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